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4. Sitzung (öffentlich) 
des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Verkehr 
7. Sitzung (öffentlich) 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
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Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 

Diese Einladung ergeht nachrichtlich an die Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses  

 
 
Gemäß § 52 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Landtags berufe ich die Ausschüsse ein und 
setze folgende Tagesordnung fest: 
 
Tagesordnung 
 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/57 
 

- Öffentliche Anhörung von Sachverständigen 
 
  

gez. Dieter Hilser 
- Vorsitzender- 

gez. Christian Dahm 
- Vorsitzender - 

 
 
F. d. R.        
 
        
Harald Holler 
Ausschussassistent 
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Öffentliche Anhörung  
des Ausschusses für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung  

und Verkehr 
 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr 
in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/57 

am 1. Oktober 2012, ab 13.00 Uhr, Raum E 3 - D 01 

 

V E R T E I L E R  
 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Stephan Articus 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
Köln 
 

Städte- und Gemeindebund  
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Bernd Jürgen Schneider 
Hauptgeschäftsführer 
Düsseldorf 
 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Herrn Martin Klein 
Hauptgeschäftsführer 
Düsseldorf 
 

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR (VRR) 
Herrn Martin Husmann 
Vorstandssprecher der VRR AöR 
Gelsenkirchen 

Zweckverband Nahverkehr Rheinland (NVR) 
Herrn Dr. Norbert Reinkober 
Geschäftsführer 
Köln 
 

Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe 
(NWL) 
Herrn Dr. Hermann Paßlick und 
Herrn Burkhard Bastisch 
Unna 
 

Rheinbahn AG 
Herrn Dirk Biesenbach 
Sprecher des Vorstands 
Düsseldorf 
 

Essener Verkehrs-AG 
Herrn Dr. Horst Zierold 
Vorstandsvorsitzender 
Essen 

Bochum-Gelsenkirchener Straßenbahnen Akti-
engesellschaft 
Herrn Dr. Burkhard Rüberg 
Bochum 
 

Stadtwerke Bonn 
Verkehrs-GmbH 
Herrn Heinz Jürgen Reining 
Bonn 
 

Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 
Herrn Dipl.-Geogr. Werner Linnenbrink 
stv. Geschäftsführer 
Münster 

Herrn 
Prof. Dr.-Ing. Adolf Müller-Hellmann 
Geschäftsführer 
VDV-Förderkreis e. V. 
Köln 
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Deutsche Bahn AG 
Beauftragter der Konzernleitung für Nordrhein-
Westfalen 
Düsseldorf 
 

DB Regio NRW GmbH 
Herrn Heinrich Brüggemann 
Vorsitzender der Geschäftsführung 
Düsseldorf 
 

DB Netz 
Frankfurt am Main 
 

DB Fernverkehr AG 
Frankfurt 
 

Bundesnetzagentur 
Sachgebiet Eisenbahnen 
Bonn 
 

Abellio GmbH 
Herrn Bernard M. Kemper 
Vorsitzender der Geschäftsführung 
Essen 
 

Kompetenzcenter Integraler Taktfahrplan NRW 
(KC ITF NRW) 
Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) 
Herrn Ludger Siemer 
Bielefeld 
 

Herrn 
Dipl.-Geogr. Werner Schniedermann 
Sprecher Arge PVU 
Geschäftsführer a. D. 
Everswinkel 

Stadt Aachen 
Dezernat III - Planung und Umwelt 
Frau Gisela Nacken 
Verwaltungsgebäude am Marschiertor 
Aachen 
 

Intraplan Consult GmbH 
Herrn Dipl.-Ing. Hans-Ulrich Mann 
München 

Sozialdemokratische Gemeinschaft für Kommu-
nalpolitik in NRW e. V. 
Düsseldorf 
 

Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 
Landesgruppe Nordrhein-Westfalen 
Herrn Volker Wente 
Geschäftsführer 
Köln 
 

Verband Nordrhein-Westfälischer Omnibusunter-
nehmen e. V. 
Herrn Hans-Gerd Oester-Barkay und 
Herrn RA Johannes Kems 
Langenfeld 
 

Verkehrsclub Deutschland e. V. 
Landesverband Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Pro Bahn NRW e. V. 
Duisburg 
 

Herrn 
Dr. Godehard Franzen 
Pro Nahverkehr e. V.  
Bielefeld 
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Öffentliche Anhörung  
des Ausschusses für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung  

und Verkehr 
 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr 
in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/57 

am 1. Oktober 2012, ab 13.00 Uhr, Raum E 3 - D 01 

 

F R A G E N K A T A L O G 
 

 
 

1. Halten Sie die Erweiterung des Anwendungsbereichs des ÖPNVändG auf Seil-

bahnen für sinnvoll und in welchen Regionen für denkbar? 

2. Halten Sie die Aufnahme des RRX als konkretes Projekt in das ÖPNVändG für 

sinnvoll und welche quantitativen, qualitativen und finanziellen Auswirkungen hat 

die Aufnahme des Rhein-Ruhr-Express in die Grundsätze in § 2a des Gesetzes 

über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen im Hinblick 

auf Bestand und Weiterentwicklung des übrigen ÖPNV?  

3. Ist sie geeignet, den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur an den derzeitigen 

Schwachstellen voranzutreiben?  

4. Kann es Ihrer Meinung nach durch die Festschreibung des RRX bei anderen 

SPNV/ÖPNV-Projekten zu Finanzierungsengpässen kommen?  

5. Welche Planungen für das Fernverkehrsnetz der Deutschen Bahn AG bestehen 

für den Zeitpunkt nach Inbetriebnahme des RRX und welche Auswirkungen sind 

hierauf auf den SPNV zu erwarten?  

6. Ist aus Ihrer Sicht die Verteilung finanzieller Mittel zur Beseitigung von Kapazi-

tätsengpässen - u. a. für die Einführung des RRX - geeignet?  

7. Welche Änderungen am bisherigen Regionalexpress-, Regionalbahn und S-

Bahn-Netz in Nordrhein-Westfalen hinsichtlich Reisezeiten und Bedienungshäu-

figkeit wären geeignet, die Fahrgastzahlen im SPNV zu erhöhen und somit einen 

Beitrag zur Erreichung der nordrhein-westfälischen Klimaschutzziele zu leisten 

und welche finanziellen Konsequenzen würden sich hieraus ergeben?  

8. Halten Sie die finanziellen Mittel für ausreichend, um wichtige Investitionen und 

nötige Sanierungsarbeiten im Bestand vorzunehmen, die für den langfristigen 

Weiterbetrieb der Strecken erforderlich sind?  
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9. Wie beurteilen Sie die finanzielle Ausstattung vor dem Hintergrund, den Perso-

nenverkehr in NRW weiterzuentwickeln und das ÖPNV-Angebot zu verbessern?  

10. Halten Sie es für sinnvoll, zusätzliche Landesmittel im Wesentlichen für den Aus-

bildungsverkehr und Sozialtickets bereitzustellen? Müssten ergänzend weitere 

Landesmittel bereitgestellt werden?  

11. Haben Sie Vorschläge zur etwaigen Gegenfinanzierung bzw. Einnahme weiterer 

finanzieller Mittel? Müssten dazu gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen 

oder geändert werden?  

12. Wie bewerten Sie die Aussagekraft der Prognosen, auf denen der finanzielle Be-

darf bestimmter Strecken und Gebiete aufbaut? Reicht die bestehende Datenla-

ge der (amtlichen) Statistik für gesicherte Prognosen aus? Was müsste man ggf. 

berücksichtigen, um die Prognosemodelle zu verbessern?  

13. Zur Gewichtung einer Betriebsleistung zur Ermittlung der Förderpauschalen: Ha-

ben sich aus Ihrer Sicht die Faktoren für die kapazitäts- und qualitätsbezogene 

Gewichtung bewährt?  

14. Wenn nicht oder nicht ausreichend: Fehlt es an weiteren Anreizen, um den Ka-

pazitätsausbau zu stärken und die Qualität zu verbessern?  

15. Halten Sie die Ausgestaltung des Gesetzes generell für geeignet, den öffentli-

chen Personenverkehr gegenüber anderen Verkehrsträgern zu fördern und die 

Attraktivität sukzessive für eine größere Anzahl an Nutzern zu steigern?  

16. Wäre es aus Ihrer Sicht sinnvoll, bei Kostendiskussionen auch die indirekten 

Kosten (wie Umweltschäden, CO2-Emissionen, Lärmemissionen, Flächenver-

brauch) verschiedener Verkehrsträger zu berücksichtigen?  

17. Wie beurteilen Sie die mit der Revision vorgenommene Erhöhung der Mittel für 

den SPNV? 

18. Halten Sie die zur Gegenfinanzierung des Mehrbedarfs im SPNV vorgesehene 

Kürzung der Investitionspauschale für vertretbar? 

19. Wenn nein: Wie sollte eine weniger starke Umschichtung von Mitteln aus der In-

vestitionspauschale gegenfinanziert werden? 

 

20. Über Kommunalumlagen oder welche Leistungseinschränkungen im SPNV? 

21. Welcher Investitions- und Reinvestitionsbedarf besteht im ÖPNV in den nächsten 

Jahren?  

22. Wie beurteilen Sie die Einplanung des Ausbaus der Barrierefreiheit? 



- 6 - 

23. Welcher Investitionsbedarf besteht für einen barrierefreien ÖPNV in Nordrhein-

Westfalen?  

24. Inwiefern sind Investitionen in die Barrierefreiheit von Haltestellenkanten geeig-

net betriebliche Optimierungen herbeizuführen und welche betrieblichen Einspa-

rungen wären hierdurch zu erwarten?  

25. Welche Investitionen wären geeignet bzw. notwendig die durch den Betrieb ent-

stehenden CO2-Emissionen zu mindern auch im Hinblick auf das Interesse des 

Landes an einer stärkeren Bedeutung der Elektromobilität in Nordrhein-

Westfalen?  

26. Wie beurteilen Sie das Vorhaben der Landesregierung, die Festlegung und 

Schlüsselung der SPNV-Pauschale nicht mehr durch Gesetz, sondern nur per 

Rechtsverordnung und auch nur im Benehmen mit dem Verkehrsausschuss des 

Landtags vornehmen zu wollen?  

27. Wie beurteilen Sie das Vorhaben der Landesregierung, den ÖPNV-

Infrastrukturfinanzierungsplan nicht mehr im Einvernehmen, sondern künftig nur 

noch im Benehmen mit dem Verkehrsausschuss zu erstellen?  

28. Welche alternative Regelung mit kurzfristiger Reaktionsmöglichkeit auf sich än-

dernde Trassen- und Stationspreise der Bahn bestünden aus Ihrer Sicht? 

29. Welche jeweils spezifischen Aufwendungen wurden für den SPNV in Nordrhein-

Westfalen jeweils in den Jahren 2009, 2010 und 2011 für die Nutzungen für Sta-

tionen und Trassen aufgewendet und welche spezifischen Investitionen für Stati-

onen und Trassen in Nordrhein-Westfalen stehen diesen Aufwendungen für die 

jeweiligen Jahre gegenüber?  

30. Wie sind die Änderungen der Stationspreise der DB Station & Service AG in den 

drei Zweckverbandsgebieten begründet und inwieweit ist eine Vorabanpassung 

der Mittel nach § 11 erforderlich?  

31. Welche Kosteneinsparungen für die Nutzung von Stationen und Trasse sind 

durch diese spezifischen Investitionen in Stationen und Trassen in Nordrhein-

Westfalen entstanden und wie haben sich diese auf die Nutzungsentgelte für 

Stationen und Trasse ausgewirkt?  

32. Sind die Kostenabrechnungen für die Nutzung von Stationen und Trasse für die 

Besteller und Kostenträger dieser Leistungen nachvollziehbar und können Kos-

tenkomponenten und Höhe der jeweiligen Kostenkomponenten überprüft wer-

den?  

33. Wie beurteilen Sie die vorgesehene neue Schlüsselung der ÖPNV-Pauschale 

unter Einbeziehung auch von Bedarfsverkehren? 
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34. Wie schätzen Sie die Erhöhung des Höchstfördersatzes für aus der Investitions-

pauschale geförderte Maßnahmen und die Zulassung einer Vollfinanzierung im 

Einzelfall ein? 

35. Wie beurteilen Sie im Vergleich zu anderen Ländern die vom Land trotz Kürzung 

der Investitionspauschale für ÖPNV-Investitionen bereitgestellten Mittel? 

36. Halten Sie den Erhalt und qualitativen Ausbau des ÖPNV in Nordrhein-Westfalen 

ohne eine auskömmliche bundesseitige Co-Finanzierung für möglich? 

37. Wenn nein: In welchem Umfang sind Entflechtungsmittel des Bundes nach 2013 

erforderlich? 

38. Wie bewerten Sie die im Gesetzentwurf enthaltenen Vorgaben zur Fortentwick-

lung der Gemeinschaftstarife im ÖPNV?  

39. Welche sachlichen Gründe sehen Sie für die vorgeschlagene Änderung in § 5 

Absatz 3 Satz 2?  

40. Welche Auswirkungen hat der Ersatz der Formulierung „Fortentwicklung der be-

stehenden Gemeinschaftstarife“ durch die Wörter „Bildung eines einheitlichen 

Gemeinschaftstarifs“ in § 5 Absatz 3 Satz 2?  

41. Durch den neuen Absatz 5 in § 6 werden die Zweckverbände dazu verpflichtet, 

dem zuständigen Ministerium einen Bericht über die Gegenstände und Ergebnis-

se der Zusammenarbeit vorzulegen. Wie viel zusätzlicher bürokratischer Auf-

wand und welche Kosten entstehen hier den Zweckverbänden?  

42. Ist die Neuverteilung der pauschalierten Zuwendungen an die Zweckverbände, 

wie sie in § 12 Absatz 2 formuliert wird, sachgemäß unter Berücksichtigung von 

Faktoren wie beispielsweise Einwohnerzahl, gefahrene Strecke und Fläche?  

43. Halten Sie die entsprechenden Maßnahmen für geeignet, einheitliche Gemein-

schaftstarife - auch im Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) - zu schaffen? Sind 

Ihnen Vorbehalte gegen einen solchen Tarif bekannt?  

44. Sind die angedrohten Sanktionen geeignet, die Ziele einheitlicher Tarifstrukturen 

zu erreichen? Wird der Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) durch seine hetero-

gene Struktur und größere Fläche dadurch benachteiligt?  

45. Welche Mindeststandards hinsichtlich Tarifgestaltung auch im Hinblick auf den 

NRW-Tarif, Fahrgastkomfort und Klimaschutz sollten landeseinheitlich geregelt 

werden?  

46. Wie bewerten Sie die neuen Vorgaben zur kooperationsraumübergreifenden Zu-

sammenarbeit der Zweckverbände?  
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47. Der Gesetzentwurf sieht die Erstellung eines ÖPNV-Bedarfsplans im Einverneh-

men mit dem Verkehrsausschuss des Landtags sowie die Erarbeitung eines 

ÖPNV-Infrastrukturfinanzierungsplans im Benehmen mit dem Verkehrsaus-

schuss des Landtags vor. Welche Veränderungen für den Erhalt und für den wei-

teren Ausbau des ÖPNV in Nordrhein-Westfalen erwarten Sie im Vergleich mit 

der geltenden Regelung?  

48. § 7 Absatz 3 wird aufgehoben, die jährlich aufzustellenden Förderprogramme auf 

Basis des ÖPNV-Infrastrukturfinanzierungsplans entfallen damit. Auf welche Art 

und Weise wird die bisher gegebene Transparenz zur Finanzierung des Erhalts 

und des Ausbaus von ÖPNV-Maßnahmen in Zukunft sichergestellt?  

49. § 11 Absatz 1 sieht in der Neufassung die Verteilung der ÖPNV-Pauschale an 

die Zweckverbände durch eine Rechtsverordnung vor. Wird durch die Fest-

schreibung der Mittelverteilung in einem Landesgesetz, wie sie bisher verankert 

ist, die Planungssicherheit nicht besser gewährleistet?  

50. Welche Auswirkungen hat die Reduzierung der Vorgabe in § 11 Absatz 1, nach 

der die Zweckverbände in Zukunft höchstens 2 vom Hundert der Pauschale für 

allgemeine Ausgaben verwenden oder weiterleiten dürfen, anstatt bisher 3 vom 

Hundert?  

51. Welche Auswirkungen auf die Mittelverteilung wären für die Jahre 2011 und 2012 

eingetreten, wenn der in § 11 Absatz 2 formulierte neue Verteilmechanismus be-

reits für die Jahre 2011 und 2012 angewandt worden wäre? Welche Entwicklung 

erwarten Sie für die kommenden Jahre?  

52. Sind die Kriterien, die in § 11 Absatz 2 neu formuliert werden, korrekt gewählt 

und korrekt gewichtet?  

53. Welche Auswirkungen hat die Kürzung der Investitionsförderung um 30 Mio. Eu-

ro auf 120 Mio. Euro?  

54. Sind Ihrer Meinung nach Nachteile zu erwarten, wenn die SPNV-Pauschale zu-

künftig auf Grundlage einer Rechtsverordnung festgelegt wird? Welche Vorteile 

gäbe es?  

55. Welche Änderungen erwarten Sie dadurch aus Sicht der Wirtschaftlichkeit, Or-

ganisation oder Demokratischen Mitbestimmung?  

56. Wie könnte sichergestellt werden, dass einer solchen Rechtsverordnung transpa-

rente und nachvollziehbare Verteilungskriterien zugrunde liegen?  

57. Werden einzelne Gebiete (ländliche, städtische, Rhein, Ruhr, OWL …) durch das 

neue ÖPNVG NRW besonders benachteiligt oder bevorteilt?  
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58. Wie bewerten Sie die Berücksichtigung der unterschiedlichen demographischen 

Entwicklung einzelner Landesteile durch das neue ÖPNVG NRW? 

59. Wie schätzen Sie die unterschiedlichen Auswirkungen auf verschiedene Fahr-

gastzielgruppen durch das neue ÖPNVG NRW ein?  

60. Welche Auswirkungen auf die Planung von Infrastrukturmaßnahmen erwarten 

Sie mit der Umstellung auf einen ÖPNV-Bedarfsplan?  

 
 
 


